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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Führerscheingesetz geändert wird (23. FSG-
Novelle) 

Die 23. FSG-Novelle wurde einer allgemeinen Begutachtung unterzogen (68/ME) und 
enthält folgende Schwerpunkte: 

Es werden gezielte Anpassungen im Führerscheinrecht vorgenommen, um 
Rechtssicherheit, Verwaltungsvereinfachung und Verkehrssicherheit gleichermaßen zu 
stärken. Die Maßnahmen tragen aktuellen praktischen Erfordernissen Rechnung und 
schaffen klare, zeitgemäße Rahmenbedingungen für Bürgerinnen und Bürger, Behörden 
sowie Einsatz- und Sicherheitsorganisationen. Ziel ist es, bestehende Regelungen zu 
präzisieren, bürokratische Hürden abzubauen und zugleich den hohen Standard der 
Verkehrssicherheit in Österreich weiter abzusichern. 

Konkret wird unter anderem klargestellt, dass im Bereich der Mehrphasenausbildung 
bewährte Regelungen auf Gesetzesebene verankert werden, indem sowohl die 
zehnjährige Erteilung von Berechtigungen für Instruktoren und Übungsplatzbetreiber als 
auch ein wirksames Sanktionensystem gesetzlich abgesichert werden. Gleichzeitig werden 
verfahrensrechtliche Erleichterungen geschaffen, etwa durch die Verkürzung der 
Reprobationsfrist bei Fahrprüfungen, die Verlängerung der Gültigkeit von 
Verlustbestätigungen für Führerscheine sowie durch Maßnahmen zur wirksamen 
Bekämpfung technisch unterstützten Prüfungsbetrugs. 

Darüber hinaus werden mehrere Anpassungen vorgenommen, um Verwaltungsabläufe zu 
vereinfachen und bestehende Unklarheiten zu beseitigen. Dazu zählen Aktualisierungen 
im Führerscheinregister, die Übertragung der Eintragungspflicht von Lenkverboten auf die 
zuständige Strafbehörde sowie Erleichterungen im Umgang mit ausländischen 
Lenkberechtigungen, insbesondere bei Nicht-EWR-Führerscheinen. Altersbedingte 
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Sonderbefristungen für die Klassen C und D werden aufgehoben und an die allgemeine 
fünfjährige Gültigkeitsdauer angepasst. Ergänzend werden die Gültigkeit internationaler 
Führerscheine verlängert und eine klare Rechtsgrundlage für die nachträgliche Abnahme 
physischer Führerscheine geschaffen. Insgesamt trägt die Novelle zu mehr Klarheit, 
Effizienz und Praxistauglichkeit im Führerscheinrecht bei und stärkt damit ein modernes 
und verlässliches Verwaltungshandeln. 

 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Führerscheingesetz geändert wird (23. FSG-Novelle), samt Erläuterungen, 
Textgegenüberstellung und Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat zur 
verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

23. Februar 2026 

Peter Hanke 
Bundesminister 
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